
24. Beilage im Jahre 1965 zu den Sitzungsberichten 
des XX. Vorarlberger Landtages

Regierungsvorlage Beilage 24

Gesetz
über eine Abänderung des Landwirtschaftskammergesetzes 

(3. Landwirtschaftskammergesetznoveile).

Der V orarlberger Landtag h a t beschlossen: 

Art. I
Das Landw irtschaftskam m ergesetz, LGB1. 

Nr. 38/1949, in der Fassung LGB1. Nr. 10/1957 
und Nr. 38/1962, w ird  abgeändert wie folgt:

1. Im § 18 Abs. 9 sind die W orte „des § 82 
(4) des Sozialversicherungsüberleitungs­
gesetzes BGBl. Nr. 142/1947" durch die 
W orte „der gesetzlichen Bestim m ungen 
über die A llgem eine Sozialversicherung" 
zu ersetzen.

2. Im § 19 Abs. 1 sind nach dem W ort „Lan­
desregierung" die W orte „auf einen Sonn­
tag  oder anderen  öffentlichen Ruhetag" 
einzufügen.

3. Im § 19 ha t der Abs. 4 zu lauten:
„(4) Die M andate (§ 10 Abs. 1) sind 

auf die einzelnen W ahlkreise durch V er­
ordnung der L andesregierung im V erhält­
nis zur Zahl der in den einzelnen W ahl­
kre isen  w ohnhaften B erufsangehörigen 
des W ahlkörpers der Landw irte und des 
W ahlkörpers der land- und fo rstw irt­
schaftlichen D ienstnehm er aufzu teilen ,"

4. Dem § 19 sind folgende Abs. 5 und 6 an­
zufügen:

„(5) Jede  G em einde b ildet einen W ahl­
sprengel. Räumlich ausgedehnte Gem ein­
den oder G em einden mit m ehr als 300 
W ahlberechtig ten  können jedoch nach Be­
darf in m ehrere W ahlsprengel geteilt 
w erden.

(6) Die Festsetzung und A bgrenzung 
der W ahlsprengel obliegt der G em einde­
w ahlbehörde."

5. Der § 20 hat zu lauten:

„§ 20
Wahlrecht und Wählbarkeit

(1) W ahlberechtig t sind:
a) im W ahlkörper der Landw irte d ie Be­

rufsangehörigen gemäß § 3 lit. a bis 
d, w enn sie am 1. Jänner des W ahl­
jah res das 20. Lebensjahr vollendet 
haben und vom aktiven  W ahlrecht in 
den Landtag nicht ausgeschlossen sind,

sowie die gesetzlichen V ertre te r der 
im § 3 lit. e und f angeführten  Berufs­
angehörigen;

b) im W ahlkörper der land- und forst­
w irtschaftlichen D ienstnehm er die Be­
rufsangehörigen gemäß § 3 lit. g und 
h, w enn sie am 1. Jän n er des W ahl­
jah res das 20. L ebensjahr vollendet 
haben sowie vom  ak tiven  W ahlrecht 
in den Landtag nicht ausgeschlossen 
und am Tage der W ahlausschreibung 
in V orarlberg  gegen Entgelt in der 
Landwirtschaft hauptberuflich tätig  ge­
w esen sind.
(2) W ählbar sind die im Abs. 1 ange­

führten  Personen in jenem  W ahlkörper, 
in dem sie w ahlberechtigt sind, w enn sie 
am 1. Jänner des W ahljah res das 24. Le­
bensjahr vo llendet haben  und vom pas­
siven W ahlrecht in den Landtag nicht aus­
geschlossen sind."

6. Im § 21 hat der Abs. 1 zu lauten:
„(1) Für die W ahlen  in die Landw irt­

schaftskam m er besteh t W ahlpflicht. W er 
diese Pflicht ohne gerechtfertig ten  Ent­
schuldigungsgrund nicht erfüllt, ist von 
der B ezirksverw altungsbehörde mit einer 
G eldstrafe bis zur 3000 S oder mit A rrest 
bis zu zwei W ochen zu bestrafen."

7. Im § 21 haben die b isherigen  Abs. 1, 2 
und 3 die Bezeichnungen „Abs. 2, 3 und 
4" zu erhalten.

8. Im § 21 Abs. 4 und im § 22 Abs. 2 lit. b 
ha t es an Stelle von  „Abs. (2)" zu lau ten  
„Abs. 3".

9. Der § 24 hat zu lauten:

„§ 24
W ahlverfahren

(1) Die näheren  A nordnungen über die 
V orbereitung und D urchführung der 
W ahlen hat die Landesregierung durch 
V erordnung zu treffen.

(2) Bei Erlassung der V erordnung nach 
Abs. 1 ist, sow eit gemäß lit. a bis m nicht 
etw as anderes bestim m t wird, die Land-
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tagsw ahlordnung, LGBl. Nr. 28/1959, sinn­
gemäß anzuw enden.
a) Die Landesw ahlbehörde besteh t aus 

dem Landeshauptm ann oder seinem  
S te llvertre ter als V orsitzendem  und 
sechs Beisitzern, von denen v ie r dem  
W ahlkörper der Landw irte und zwei 
dem W ahlkörper der land- und forst­
wirtschaftlichen D ienstnehm er zu en t­
nehm en sind;

b) die Bezirksw ahlbehörde b esteh t aus 
dem Bezirkshauptm ann oder seinem  
S te llvertre ter als V orsitzendem  und 
sechs nach lit. a zu bestim m enden Bei­
sitzern;

c) die G em eindew ahlbehörde b esteh t aus 
dem  B ürgerm eister oder seinem  Stell­
v e rtre te r als V orsitzendem  und drei 
Beisitzern, von denen zwei dem W ahl­
körper der Landw irte und einer dem 
W ahlkörper der land- und forstw irt­
schaftlichen D ienstnehm er zu en tneh­
m en sind;

d) die Sprengelw ahlbehörde besteh t aus 
dem vom  B ürgerm eister eingesetzten  
V orsitzenden und  drei nach lit. c zu 
bestim m enden Beisitzern;

e) die Beisitzer der W ahlbehörden  sind 
auf G rund von V orschlägen der W äh­
lergruppen, die sich an der W ahlw er­
bung beteiligen  (Parteien), zu beste l­
len, und zw ar entsprechend der von 
ihnen im betreffenden  W ahlbereich 
bei der letzten  Landw irtschaftskam ­
m erw ahl in beiden W ahlkörpern  e r­
reichten Gesam tstim m enzahl. W enn 
keine W ahlvorschläge eingebracht 
w erden, sind die Beisitzer nach freiem  
Erm essen zu bestellen;

f) für jeden  Beisitzer ist in  gleicher 
W eise ein Ersatzm ann zu bestellen;

g) b innen zwei W ochen nach A usschrei­
bung d e r W ahlen (Stichtag) h a t der 
B ürgerm eister jed e r G em einde die 
W ahlberechtigten, getrenn t nach den 
beiden W ahlkörpern , in ein W äh ler­
verzeichnis einzutragen;

h) am 15. Tag nach der W ahlausschrei­
bung sind die W ählerverzeichnisse 
durch zwei W ochen in einem  allge­
m ein zugänglichen A m tsraum  zur 
öffentlichen Einsicht aufzulegen;

i) über einen Einspruch w egen A ufnahm e 
nicht w ahlberechtig ter oder N ichtauf­
nahm e w ahlberechtig ter Personen in 
das W ählerverzeichnis ha t die Ge­
m eindew ahlbehörde innert v ie r Tagen 
zu entscheiden;

k) über eine Berufung gegen die Ent­
scheidung nach lit. i hat die Bezirks­
w ahlbehörde innert einer W oche in 
le tz ter Instanz zu entscheiden;

1) die W ahlen sind in beiden W ahlkör­
pern  gleichzeitig durchzuführen; die 
W ahlkuverte  sind jedoch für die 
W ahlberechtig ten  der beiden  W ahl­
körper in verschiedener Farbe b e re it­
zustellen;

m) die Bestim m ungen der L andtagsw ahl­
ordnung 1959 über den amtlichen 
Stim m zettel gelten nicht; aus dem ab­
gegebenen Stim m zettel muß bei son­
stiger U ngültigkeit e indeutig  h e rv o r­
gehen, für welche Partei (Personen) 
gestim m t wurde."

10. Der § 25 hat zu lauten:
„§ 25

Abgabenrechtliche Begünstigung der 
Landwirtschaftskammer

(1) Die Landw irtschaftskam m er und 
ihre Sektionen sind von Landes- und Ge­
m eindeverw altungsabgaben befreit.

(2) Hinsichtlich aller sonstigen auf lan­
desgesetzlicher G rundlage beruhenden 
A bgaben sind die Landw irtschaftskam m er 
und ihre Sektionen den Gem einden gleich­
gestellt."

Art. II
Die F unktionsdauer der bei der Landw irt­

schaftskam m erw ahl am 10. A pril 1960 gew ähl­
ten  K am m erfunktionäre w ird um ein Jah r v e r­
längert.

B e r i c h t

Der V erfassungsgerichtshof ha t in seinem  
Erkenntnis vom  14. O ktober 1964, G 20/64, 
die V erfassungsm äßigkeit der Bestim m ungen 
des § 19 des Steierm ärkischen L andarbeiter­
kam m ergesetzes, LGBl. Nr. 45/1949, i. d. F. 
LGBl. Nr. 196/1963, überp rü ft und festgestellt,

daß es m it dem G leichheitsgrundsatz nicht zu 
vere inbaren  ist, K am m erangehörige, die in 
den le tz ten  zwei Jahren , gerechnet vom Tage 
der W ahlausschreibung bzw. vom Ende der 
letzten  Beschäftigung an, die vorgeschriebene 
M indestbeschäftigungsdauer von 52 W ochen
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nicht erbringen, vom W ahlrecht auszuschlie­
ßen, sie aber an den Pflichten, insbesondere 
an der Beitragspflicht, teilnehm en zu lassen. 
Es w urden daher die betreffenden Bestim­
m ungen des S teierm ärkischen L andarbeiter­
kam m ergesetzes als verfassungsw idrig  aufge­
hoben. W eil die letzten  W ahlen in die S teier­
m ärkische Landarbeiterkam m er noch auf d ie­
sen Bestim m ungen beruhten , w urden auch die 
W ahlen  für ungültig  e rk lä rt und m ußten da­
her w iederholt w erden.

W enn es auch für eine solche U nterschei­
dung durchaus triftige G ründe gibt, zeigt ein 
Vergleich der vom V erfassungsgerichtshof 
aufgehobenen B estim m ungen des S teierm ärki­
schen Landarbeiterkam m ergesetzes mit § 3 
lit. g, § 18 Abs. 6 lit. d und § 20 Abs. 1 lit. b 
des V orarlberger Landw irtsehaftskam m erge- 
setzes (LWKG.), daß h ier derselbe M angel 
vorliegt, da die B erufsangehörigen der land- 
und forstw irtschaftlichen D ienstnehm er wohl 
m it Beginn ihrer Beschäftigung als D ienstneh­
m er in der Land- und Forstw irtschaft kam m er­
zugehörig und beitragspflichtig sind, aber erst 
nach ein jähriger D auer dieses Beschäftigungs­
verhältn isses im W ahlkörper der D ienstneh­
m er ak tiv  w ahlberechtigt w erden.

Bei D urchführung der im A pril 1965 fällig 
gew esenen W ahlen in die Landw irtschafts­
kam m er für V orarlberg  nach dem geltenden 
LWKG. w äre som it im Falle einer Anfechtung 
dieses G esetzes bzw. des W ahlvorganges zu 
e rw arten  gew esen, daß die genannten Be­
stim m ungen des LWKG. und der V erordnung 
über die W ahlen  in die Landw irtschaftskam ­
m er als verfassungs- bzw. gesetzw idrig auf­
gehoben und die auf Grund dieser Bestim­
m ungen durchgeführten W ahlen ungültig  e r­
k lärt w orden w ären. Es ergib t sich daher die 
N otw endigkeit, vor Durchführung der näch­
sten Landw irtschaftskam m erw ahlen die v e r­
fassungsw idrig erscheinenden Bestim m ungen 
des LWKG. durch eine entsprechende N ovel­
lierung zu beseitigen.

Diese N ovelle b ie te t G elegenheit, noch 
einige andere Bestim m ungen des LWKG. ab­
zuändern. Insbesondere sollen die V orschrif­
ten  über die Landw irtschaftskam m erw ahlen 
so gefaßt w erden, daß sie, gem essen an Art. 18 
Abs. 2 B.-VG., auch bei A nlegung eines s tren ­
gen M aßstabes verfassungsm äßig sind.

Im einzelnen w ird bem erkt:

Zu Art. I:
Zu Z. 1:
Das Sozialversicherungsüberleitungsgesetz, 

BGBl. Nr. 142/1947, steh t längst nicht m ehr in

W irksam keit. An seiner Stelle gilt heu te das 
A llgem eine Sozialversicherungsgesetz, BGBl. 
Nr. 189/1955, in der geltenden  Fassung.

Zu Z. 2:
Es soll angeordnet w erden, die Landw irt­

schaftskam m erw ahlen an einem  Sonntag oder 
an einem  anderen öffentlichen R uhetag abzu­
halten. Dies bedingt auch eine A bänderung 
der V erordnung über die W ahlen  in die Land­
w irtschaftskam m er, LGB1. Nr. 2/1950, wo es 
im § 1 Abs. 3 heißt, daß der W ahltag  auf einen 
Sonntag festzusetzen ist.

Zu Z. 3:
Nach § 19 Abs. 4 LWKG. regelt die A uf­

teilung der M andate auf die einzelnen W ahl­
kreise die Landw irtschaftskam m erw ahlord­
nung. Vom verfassungsrechtlichen Standpunkt 
aus erscheint diese V erordnungserm ächtigung 
im Hinblick auf Art. 18 B.-VG. insofern 
m angelhaft, als in ke iner W eise bestim m t 
wird, nach welchen G esichtspunkten die A uf­
teilung der M andate auf die einzelnen W ahl­
kreise vorzunehm en ist. M aßgebend hiefür 
kann  wohl nur die A nzahl der in den einzel­
nen W ahlkreisen  w ohnhaften  B erufsangehöri­
gen sein. Dieses K riterium  soll daher im G e­
setz v eran k ert w erden.

Zu Z. 4:
Aus verfassungsrechtlichen G ründen wird 

es als notw endig erachtet, analog zu § 19 
Abs. 3 LWKG. auch in un te rste r Stufe die 
W ahlbereiche gesetzlich festzulegen. H iebei 
sollen die Bestim m ungen des § 3 der V erord ­
nung über die W ahlen in die Landw irtschafts­
kam m er übernom m en w erden, und zw ar auf 
V orschlag der Landw irtschaftskam m er mit der 
A bänderung, daß eine Teilung in W ahlspren­
gel schon bei G em einden m it 300 (gegenüber 
derzeit 600) W ahlberechtig ten  möglich ist.

Zu Z. 5:
Im Abs. 1 lit. a und b des § 20 soll das 

A lter für das aktive W ahlrecht wie bei den 
G em eindevertretungsw ahlen auf 201 Jah re  h e r­
abgesetzt w erden. D erzeit ist das aktive 
W ahlrecht an d ie V oraussetzung der E igenbe­
rechtigung gebunden, d. h. also grundsätzlich 
an die V ollendung des 21. Lebensjahres. Dies 
h a t jedoch die Folge, daß Personen, die v o r­
zeitig  aus der väterlichen G ew alt entlassen 
w erden  und dam it die Eigenberechtigung e r­
langen, schon ab dem 18. Lebensjahr w ahlbe­
rechtigt sein können.

Im Abs. 1 lit. b ist ferner gegenüber der 
derzeitigen Fassung die Streichung der W orte 
„m indestens ein Ja h r lang" vorgesehen. Da-
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durch w ird erreicht, daß alle kam m erange- 
hörigen  und beitragspflichtigen land- und 
forstw irtschaftlichen D ienstnehm er auch w ahl­
berechtigt sind. Auf die hiezu im allgem einen 
Teil der E rläuterungen en thaltenen  Bemer­
kungen  darf verw iesen  werden.

Gemäß § 20 Abs. 2 lit. b LWKG. sind diplo­
m ierte T ierärzte, Lehrkräfte an landw irt­
schaftlichen Schulen, Fachbeam te landw irt­
schaftlicher V erw altungsstellen  oder der im 
§ 3 lit. e und f angeführten  B erufsangehörigen 
in beiden W ahlkörpern , w enn sie im übrigen 
den unter lit. a angeführten  V oraussetzungen 
entsprechen, d. h. am 1. Jänner des W ah ljah ­
res das 24. Lebensjahr vo llendet haben und 
nicht vom passiven W ahlrecht zum V orarl­
berger Landtag ausgeschlossen sind, in beiden 
W ahlkörpern  w ählbar. Eine sachliche B egrün­
dung dafür, diesen Personen, die selbst kein 
aktives W ahlrecht zur Landw irtschaftskam ­
m er besitzen, das passive W ahlrecht einzu­
räum en, besteh t nicht. Auch in den anderen 
B undesländern ist dieser Personenkreis nicht 
in die Landw irtschaftskam m er w ählbar. Gegen 
diese Bestimmung bestehen  daher un ter dem 
G esichtspunkt des G leichheitsgrundsatzes v e r­
fassungsrechtliche Bedenken. Es erscheint so­
m it geboten, anläßlich der vorliegenden  N o­
vellierung  des LWKG. die genannte Bestim­
m ung ersatzlos zu streichen. Dadurch ergibt 
sich die im Entwurf vorgeschlagene stilistische 
A bänderung des § 20 Abs. 2.

Der derzeitige Abs. 3 des § 20 LWKG., w o­
nach w ählbare Personen eine auf sie gefallene 
W ahl nur ablehnen dürfen, w enn sie bereits 
einm al M itglied der Landw irtschaftskam m er 
gew esen sind oder zu den im § 18 Abs. 2 lit. a, 
e und g der G em eindew ahlordnung, LGB1. Nr. 
47/1928, angeführten  Personen gehören, soll 
entfallen. Es erscheint nicht sinnvoll, jem an­
den gegen seinen W illen zur Ü bernahm e eines 
solchen Am tes zu verpflichten.

Zu Z. 6 :
Die V erordnung über die W ahlen in die 

Landw irtschaftskam m er verw eist hinsichtlich 
der W ahlw erbung, des A bstim m ungs- und Er­
m ittlungsverfahrens und der W ahlpflicht auf 
die Bestim m ungen der Landtagsw ahlordnung, 
LGB1. Nr. 28/1949. Damit ist für die Landw irt­
schaftskam m erw ahl durch V erordnung die 
W ahlpflicht angeordnet worden, ohne daß 
dies gesetzlich fundiert ist. Diesem M angel 
soll dadurch abgeholfen w erden, daß die

W ahlpflicht und eine dazugehörige Sanktions­
bestim m ung im LWKG. selbst veran k ert wird.

Zu Z. 7 und 8 :
Diese A bänderungen ergeben sich aus dem 

nach Z. 6 neu  hinzugekom m enen Abs. 1 zu 
§ 21.

Zu Z. 9:
Der § 24 en thält unter der Überschrift 

„W ahlordnung" lediglich die Bestimmung, daß 
die näheren  A nordnungen über die V orbere i­
tung und Durchführung der W ahlen durch die 
von der Landesregierung zu erlassende W ahl­
ordnung getroffen w erden. Es erscheint frag­
lich, ob diese Bestimmung im Lichte der 
neueren  Rechtssprechung des V erfassungs­
gerichtshofes zu Art. 18 Abs. 2 B.-VG. einer 
Ü berprüfung standhalten  würde, da die w e­
sentlichen M erkm ale der beabsichtigten Rege­
lung nicht hinreichend bestim m t sind. Diesem 
Erfordernis soll dadurch entsprochen w erden, 
daß auf die Landtagsw ahlordnung 1959 v e r­
w iesen w ird und die davon abw eichenden Be­
stim m ungen in lit. a bis m des neu vo rge­
sehenen Abs. 2 des § 24 getroffen w erden. Auf 
diese W eise ist dem Art. 18 Abs. 2 B.-VG. 
Genüge getan  (vgl. VerfGH. Erk. Slg. 
1932/1950 und Slg. 2835/1955). Da ausdrücklich 
die „Landtagsw ahlordnung 1959" als G rund­
lage herangezogen  wird, w ürde die Landw irt­
schaftskam m er-W ahlordnung durch eine N o­
vellierung der Landtagsw ahlordnung 1959 
nicht betroffen.

Zu Z. 10:
Die im § 25 Abs. 1 LWKG. en thaltene Ge­

bührenbefreiung erscheint ebenfalls verfas­
sungsw idrig, weil die Landesgesetzgebung 
nur von Landesabgaben, nicht aber von Bun­
desabgaben befreien  kann. D ieser Abs. 1 soll 
daher entfallen. Dies erfordert auch eine tex t­
liche A bänderung im bisherigen Abs. 2.

Zu Art. II:

Da die nach den Bestim m ungen des LWKG. 
im A pril 1965 fällig gew esenen N euw ahlen in 
die Landw irtschaftskam m er zufolge der im 
allgem einen Teil der E rläuternden Bem erkun­
gen angegebenen Um stände nicht durchge­
führt w urden, erg ib t sich die N otw endigkeit, 
die im § 7 Abs. 1 LWKG. vorgesehene fünf­
jährige A m tsdauer der derzeitigen Landw irt­
schaftskam m erfunktionäre um ein Ja h r zu v e r­
längern,

Bregenz, am 19. O ktober 1965
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